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09.00.00(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Ich eröffne die 66. Sitzung des Wiener Gemeinderates. 09.00.44 

Entschuldigt für den ganzen Tag sind GR Dr Aigner, GR Dr Günther und GRin Dr Vitouch. 09.01.28 

Vom Grünen Klub des Rathauses wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderates zum Thema „Die Auswirkungen der geplanten Kürzungen im Bund auf das Wiener Budget – Wien drohen 2011 größter Sozialabbau und steigende Armut" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien zu dieser Sitzung eingeladen.

Von den GRen Dr Tschirf, Mag Feldmann und Dipl-Ing Stiftner wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend die Prüfung der Einhaltung des Baurechtsvertrages mit dem Wiener Tierschutzverein bezüglich des Wiener Tierschutzhauses eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Wir kommen nun zur Besprechung des Verlangens. Laut Mitteilung der antragstellenden Fraktion ist Frau GRin Mag Vassilakou Begründerin und Erstrednerin in einer Person. Die Fraktionsvereinbarung sieht hiefür eine Gesamtredezeit von 40 Minuten vor. Ich erteile Frau Mag Vassilakou das Wort.
 .02.35

†GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Als wir GRÜNE den Antrag für diese Sondersitzung eingebracht haben, war das mitten im Wahlkampf und damals war noch nicht bekannt, was an Einsparungen von Bundesebene auf die Stadt zukommt. Es hat ja ursprünglich auch eine Aufregung, eine berechtigte Aufregung im Zusammenhang mit dem Termin, wann diese Sitzung stattfinden soll, gegeben, der dann festgesetzt wurde. Allerdings denke ich jetzt im Nachhinein, dass es auch sein Gutes hat, denn der Herr Finanzminister hat, kaum dass die Wahl geschlagen war, einen Tag später, bereits gestern, die ersten Pläne bekannt gegeben und die lassen aufhorchen.

Also zunächst, das, was auf uns zukommt, ist ein Sparbudget für gleich einmal die nächsten drei Jahre. Man muss sich einmal die Frage stellen: Was bedeutet das? Was bedeutet es, wenn hier ein Budget für gleich drei Jahre beschlossen werden soll, das noch dazu ein Sparbudget sein soll. Diejenigen von Ihnen, die sich da schon ihre Gedanken gemacht haben, müssen auf den Punkt gekommen sein, dass ein dreijähriges Budget in diesem Fall ja nichts anderes als ein dreijähriges Denkverbot und ein dreijähriges Planungsverbot bedeutet. Denn wenn gleich auf drei Jahre im Voraus geplant wird, wo überall Kürzungen kommen werden, dann ist es klar und dann ist es logisch, dass just in diesen Bereichen in den nächsten Jahren nicht mehr investiert werden wird. Schön langsam frage ich mich, wann der Herr Finanzminister auch noch ein 5-Jahres-Budget vorlegen wird, damit man sozusagen gleich zu Beginn einer Funktionsperiode weiß, dass alles eigentlich auch schon wieder vorbei ist. Das lassen wir uns nicht gefallen, verehrte Damen und Herren! Das darf und kann sich Wien nicht gefallen lassen!

Und wenn es Sie interessiert, vielleicht einige wenige Zahlen, wo es in den nächsten drei Jahren überall Kürzungen geben soll:

Budget für Arbeit: minus 4,1 Prozent; Budget für Familie und Jugend: minus 234,9 Millionen EUR; Budget für Bildung und Forschung, das sind Schulen und Universitäten: minus 1,4 Prozent; Budget für Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt: minus 3 Prozent. Und das ist bei Weitem nicht alles, das ist erst der Beginn.

Ich frage mich an dieser Stelle: Wie kann es sein, dass man sich das für die nächsten Jahre vornimmt, noch dazu zu einem Zeitpunkt, wo selbst die besten Ökonominnen und Ökonomen sich nicht trauen vorauszusagen, wie die Konjunkturentwicklung sein wird und mit welchen Ressourcen wir zu rechnen haben werden. Nein, der Finanzminister weiß es schon. Er weiß auch schon, wo er überall sparen möchte und ganz zufälligerweise sind es genau jene Bereiche, von denen wir wissen, dass dort nicht gespart werden muss, sondern ganz im Gegenteil, das sind genau jene Bereiche, in denen in den nächsten Jahren investiert werden muss, in denen modernisiert werden muss und in denen wir Geld dringend in die Hand nehmen müssen, um die Weichenstellungen für die Zukunft vorzunehmen. Mit dem Sparbudget wird es nicht möglich sein, verehrte Damen und Herren! Das ist ein Budget der Stagnation!

Und die Frage, die sich stellt, ist: Will sich Wien das gefallen lassen? Will das mächtigste und bevölkerungsreichste Bundesland - oder hat Niederösterreich mehr Einwohner? – na, das zweitbevölkerungsreichste, aber auf alle Fälle das mächtigste, so selbstbewusst wollen wir sein, will also das mächtigste Bundesland dieses Budget zur Kenntnis nehmen? Will man dann auch brav das, was es für die Stadt bedeutet, abnicken und umsetzen oder will man gerade in diesen Zeiten den anderen Weg gehen? Und ich will und ich muss und werde mich an dieser Stelle auch bei jenen Bereichen aufhalten, wo ich sehr wohl der Meinung bin, dass wir uns Gedanken darüber machen müssen: Was tun wir in den nächsten Jahren und wie gehen wir damit um?

Vielleicht einigen wir uns zu Beginn dieser Rede vorweg auf etwas: Ich werde nicht in gewohnter Wahlkampfmanier hier behaupten, dass in Wien alles schrecklich wäre und nichts funktionieren würde. Wir einigen uns darauf. (GR Mag Wolfgang Jung: Leistung!) Wir einigen uns darauf. Wir einigen uns dafür darauf, dass Sie in Ihren Redebeiträgen nicht herauskommen und behaupten werden, dass alles bestens ist, dass alles wunderbar ist, das heißt, es wäre gut, wenn das Wort Mercer-Studie heute nicht vorkommt, außer dieses eine Mal in meiner Rede. Es wäre gut, wenn wir uns darauf einigen, dass wir diese Stadt lieben, dass wir unglaublich stolz auf diese Stadt sind und dass wir uns dennoch Gedanken machen möchten, wo es Bereiche gibt, in denen es nicht so prächtig funktioniert, denn wenn es so prächtig funktionieren würde laut allgemeiner Wahrnehmung, dann hätten wir es nicht mit diesem Wahlergebnis zu tun. Und wo gibt es Bereiche, in denen wir in den nächsten Jahren investieren und weiterentwickeln müssen und wollen. (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) Auf diese Bereiche möchte ich mich jetzt kurz konzentrieren.

Also wir wissen alle, dass es Bereiche gibt, die für die Städte in den nächsten Jahren sehr, sehr große Herausforderungen sein werden. Da wäre zunächst der Bereich der Bildung und hier ganz besonders für Wien der Bereich der Schulen. Ja, es kann nicht sein, dass in einer der reichsten Städte der Welt Kinder in Containerklassen unterrichtet werden und zwar nicht einige wenige, sondern aktuell mehrere hundert Kinder und in denen Lehrerinnen und Lehrer fehlen. Es kann nicht sein, dass eine der reichsten Städte der Welt 12 Prozent Schulabbrecher hat. Es kann nicht sein, dass in einer der reichsten Städte der Welt in den Schulen aktuell 9 000 außerordentliche Schülerinnen und Schüler geführt werden. Das sind Kinder, die vorwiegend deshalb als außerordentliche Schülerinnen und Schüler geführt werden, weil sie nicht ausreichend Deutsch beherrschen, um dem Unterricht zu folgen, und dass just diese Kinder in ihrer überwiegenden Anzahl natürlich die sein werden, die später auch die Pflichtschule nicht absolvieren werden können und die auch später noch am Arbeitsmarkt wahrscheinlich direkt sozusagen mit 15, mit 16 von der Schulbank in die AMS-Schlange wechseln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, das will niemand! Das will niemand in der ÖVP, das will niemand in der FPÖ, das will niemand in der SPÖ, das will niemand bei den GRÜNEN. Wenn das der Fall ist, dann werden wir in den nächsten Jahren in den Wiener Schulen investieren und modernisieren müssen.

Wir wollen sicher nicht hinnehmen, dass, während auf der Bundesebene gespart wird, just dort, wo Wien einen sehr großen Aufholbedarf hat, Wien denselben Weg nimmt und unterstützt. Nein, Wien braucht mehr Lehrerinnen und Lehrer! Nein, Wien muss und wird in den nächsten Jahren sicherstellen, dass jedes Kind mit 10, also spätestens zu dem Zeitpunkt, wo es die Volksschule absolviert hat, Deutsch auf Muttersprachenniveau beherrscht. Und ja, das geht! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das geht etwa, wenn man den guten Weg, den man eingeschlagen hat, nämlich den Ausbau von Kindergartenplätzen, auch tatsächlich weiterführt, fortführt und auch vollendet und zwar unabhängig davon, ob ein Bundeszuschuss dafür kommt oder nicht. Denn wir alle wissen, dass es der Kindergarten ist, wo die Kinder innerhalb von drei Jahren schon so gut Deutsch lernen können, dass sie zu dem Zeitpunkt der Einschulung so weit sind, dass sie dem Unterricht folgen können. Wir alle wissen, dass dort der Grundstein gelegt wird, damit uns kein Kind auf dem Weg verloren geht. Also stellt sich hier die erste Frage für mich: Ist es oder ist es nicht ein Weg, den man weiterhin beschreiten möchte und wo man antizyklisch zu dem, was der Bund in den nächsten Jahren vorhat, Geld in die Hand nehmen muss, investieren muss und modernisieren muss?

Da wäre noch auch die Frage, auch genauso spannend für die Städte, der Energie und der Infrastruktur. Auch etwas, wo jeder jetzt ungeschaut sagen wird, das ist eine zentrale Frage für die Städte. Eine Frage, die nicht nur für jeden Einzelnen und jede Einzelne bedeutet, dass wir in 10, in 15 Jahren ab jetzt eine Erleichterung bei den Kosten für Gas‑ und Stromrechnungen haben werden - das sind genau die Bereiche, wo wir jetzt schon wissen, dass die Kosten in den nächsten Jahren explodieren werden -, sondern eine Frage auch, die mit den sicheren, mit den krisenfesten Arbeitsplätzen der Zukunft zu tun hat. Und ich frage Sie: Wollen wir hinnehmen und einfach zur Kenntnis nehmen, dass minus 3 Prozent für die nächsten 3 Jahre im Bereich Infrastruktur und im Bereich Umwelt kommen sollen oder will Wien den umgekehrten Weg gehen? Wollen wir nicht endlich konsequent und mutig in erneuerbare Energien, in neue Umwelttechnologien investieren? Wollen wir nicht, wenn wir schon jenseits der Donau ein zweites Graz bauen, dieses zweite Graz heute schon so bauen, dass es im Winter kaum Heizung braucht und dass auf den Dächern für die ganze Stadt Stromüberschüsse produziert werden?

Oder ich bringe Ihnen ein anderes Beispiel. Was ist mit Liesing? In Liesing haben wir 1 600 ha Flachdachflächen. Das sind Flachdächer, auf denen in den nächsten Jahren Strom für 30 000 Haushalte produziert werden könnte. Wollen wir das ungenutzt lassen? Wollen wir sagen: Wir sind zwar die drittreichste Stadt der Welt, wir haben ein 11 Milliarden Budget, aber das können wir uns nicht leisten, das jetzt alles, wir müssen jetzt sparen? Ist das tatsächlich der Weg, dass man einfach sitzt und wartet? Vom Warten kommt nichts, vom Warten kommt überhaupt nichts! Oder ist nicht jetzt der Zeitpunkt, wo Wien hergehen kann und sagen kann, so wie es andere Städte bereits gesagt haben: Ja, wir wollen es angehen, wir streben in 15 Jahren ab jetzt an, unabhängig von Stromimporten zu sein. Wir wollen jetzt schon mit einer klugen Planung so investieren, dass wir dieses Ziel in 15 Jahren erreichen können. Und wenn es nicht in 15 Jahren ist, sondern erst in 16 oder in 17, so ist es aber schon mal ein Weg, den wir beschließen und beschreiten können.

Ich komme zum dritten Kapitel, von dem ich glaube, dass es von immenser Bedeutung ist außer der Frage der Infrastruktur und, wie gesagt, der Frage der Schule, das ist das Kapitel Migration und gesellschaftlicher Zusammenhalt. Ich möchte an dieser Stelle meinen, dass in den letzten Jahren einiges auf guten Weg gebracht worden ist, nur, wie man sieht, es ist nicht ausreichend. Zum einen kommt es zu spät, darüber brauchen wir jetzt nicht reden, was passiert ist, ist passiert. Zum anderen aber denke ich, das, was es jetzt braucht, ist ebenfalls eine Systematik. Es ist ein klares Bekenntnis der Stadt zu einer integrationspolitischen Vision, die nicht mehr und nicht weniger heißt als: Wir machen aus Zuwanderern stolze, glückliche Wienerinnen und Wiener. Und wenn das unser Ziel ist, dann bringen wir eine Integrationspolitik auf Schiene, die bedeutet, dass wir nicht nur Neuzuwanderer empfangen und sicherstellen, dass sie in den ersten zwei Jahren nach der Neuzuwanderung nicht nur ausreichend Deutsch lernen, sondern dass darüber hinaus auch mitgebrachte Qualifikationen anerkannt werden, sodass sie später einen erfolgreichen beruflichen Weg einschlagen können, und - und das ist ein Herzstück einer Wiener Integrationspolitik für die nächsten Jahren - wir sorgen für zwei Dinge:

Erstens und damit bin ich beim Ausgangspunkt: Schule, Schule, Schule. Zweite Generation. Es sind Kinder, die in dieser Stadt geboren werden und die in Wien auch aufwachsen und es sind Kinder, für die es gilt sicherzustellen, dass sie nicht nur die Schule beenden, dass sie nicht nur - noch einmal - Deutsch auf Mutterspracheniveau sprechen - was denn sonst in einer deutschsprachigen Stadt? -, sondern dass sie darüber hinaus gute Kenntnisse in der Sprache der Eltern oder in einer Fremdsprache nach Wahl haben. Das können wir machen, das müssen wir sicherstellen, denn das ist nicht nur etwas, was wir im Sinne dieser Kinder zu tun haben, sondern das ist etwas, was wir der Stadt schuldig sind, denn das sind die Wienerinnen und Wiener von morgen! Und ich denke, dass wir diejenigen sind, die die Verpflichtung haben, heute sicherzustellen, dass Wien in 20 Jahren ab jetzt nicht eine halbsprachige Stadt sein wird, sondern eine Stadt, die bestens gerüstet ist für die Herausforderungen der Zukunft sowohl wirtschaftlich als auch von den Qualifikationen her als auch von der Mehrsprachigkeit her.

Meine Damen und Herren, ich denke, wenn wir das angehen wollen, dann heißt es, auch Geld in die Hand nehmen, genauso wie es gilt, Geld in die Hand zu nehmen, um etwa in Sozialarbeit vor Ort in jeden größeren Gemeindebau zu investieren. Und damit bin ich beim vierten Punkt, den ich ebenfalls als zentrale Herausforderung für Wien sehe und wo ich denke, dass wir die Augen davor nicht verschließen sollen. Gut, es heißt, es muss gespart werden. Es heißt, jetzt muss das Budget auf der Bundesebene konsolidiert werden. Es heißt, es muss, so wie der Finanzminister meint, vor allem ausgabenseitig gespart werden. Jetzt frage ich Sie und zwar ganz besonders frage ich Sie von der Sozialdemokratie: Wenn Sie Geld einsammeln wollen und man gibt Ihnen einen Sack und man schickt Sie sozusagen unterwegs, um zu sehen, woher in Wien Geld geholt werden kann, wo gehen Sie hin sparen? Gehen Sie etwa nach Simmering sparen oder gehen Sie nach Grinzing sparen? Einmal mehr: Wo meinen Sie, dass es gescheiter ist, das Geld hereinzuholen? Holen wir das Geld, das jetzt auf der Bundesebene zur Budgetkonsolidierung fehlt, in Simmering oder holen wir es in den Grinzinger Hängen? Das ist eine zentrale Frage, die beantwortet werden muss! Wenn es schon nicht möglich ist, diese Frage auf der Bundesebene befriedigend zu beantworten, dann hätte ich aber schon gerne, dass die Stadt Wien diese Frage beantwortet, denn, und das werde ich Ihnen ganz, ganz, ganz klar hier sozusagen durchrechnen, wenn wir das Geld in Simmering holen, dort, wo nämlich nichts zu holen ist, dann liegt es auf der Hand, was in fünf Jahren ab jetzt sein wird. In fünf Jahren ab jetzt werden diejenigen, die sich vom Frust und der Verzweiflung und der Perspektivenlosigkeit nähren, nicht mehr 27 Prozent haben, sondern Ergebnisse haben, die ich mir überhaupt nicht ausmalen möchte. Das heißt, wir sind klug beraten, einen Weg zu gehen, wo die 13. Familienbeihilfe nicht gestrichen wird. Warum? Denn wenn die gestrichen wird, dann tut es in Simmering weh und nicht an den Grinzinger Hängen und nicht in Döbling und nicht in Dornbach. In Simmering tut es weh und in Floridsdorf in den großen Siedlungen. 

Warum sind wir gut beraten, wenn wir nicht zulassen, dass auf dem Rücken der Langzeitarbeitslosen gespart wird, wenn wir nicht zulassen, dass auf dem Rücken der chronisch Kranken gespart wird? Warum sind wir gut beraten, wenn wir nicht zulassen, dass gemeinnütziger Arbeitszwang für diejenigen kommt, die Mindestsicherungsbezieherinnen und –bezieher sind? Weil das wehtut in Simmering und in Floridsdorf und nicht in Grinzing an den Grinzinger Hängen. Das ist es, worum es geht! Und das sage ich hier klipp und klar: Für mich kommt ein Sparen auf Kosten derjenigen, die derzeit nicht wissen, wie sie bis zum Monatsende mit ihrem Geld auskommen sollen, nicht in Frage. Ich hoffe und ich erwarte, dass Wien diesen Weg nicht geht. Und ich hoffe und ich erwarte, dass sich ein selbstbewusstes Wien auf die Hinterbeine stellt und auch hier ganz klar einen Punkt macht, dass wir das nicht zulassen können, dass das für uns nicht in Frage kommt, dass etwa Arbeitszwang für diejenigen, die Mindestsicherung beziehen, beschlossen wird, wissend darum, für diejenigen, die sich mit den Zahlen der Wiener Armutsstatistik beschäftigen, dass ein Drittel aller Mindestsicherungsbezieherinnen und –bezieher Kinder und Jugendliche sind, dass der überwiegende Teil der Mindestsicherungsbezieherinnen und –bezieher berufstätige Menschen sind, die so wenig verdienen, dass sie zusätzlich Ausgleichsleistungen aus dem Kapitel der Mindestsicherung beziehen müssen und wissend darum, dass die dritte große Gruppe Mindestrentnerinnen und –rentner und chronisch Kranke sind. Und ich frage Sie sehr wohl, also vor allem von der ÖVP, da Sie sich auch besonders im Wahlkampf mit solchen Vorschlägen hervorgetan haben: Wer soll jetzt derjenige sein, der diesen Arbeitszwang, den gemeinnützigen Arbeitszwang leistet? Die Kinder und die Jugendlichen, oder die, die eh schon arbeiten gehen, oder die Mindestrentner und die chronisch Kranken? Das ist nicht der Weg, den es gilt zu gehen, und das ist auch nicht der Weg, der der Stadt irgendetwas bringt, ganz im Gegenteil: Das ist soziale Kälte, das ist Härte und das ist genau die Politik, die eben dort wehtut, wo man eh schon vor Sorgen nicht mehr ein und nicht mehr aus weiß. Also den Weg bitte nicht. 

Worum es geht in den nächsten Jahren für Wien, ist zu investieren, zu modernisieren und sicher nicht zuzulassen, dass auf dem Rücken der Schwächsten gespart wird! (Beifall bei den GRÜNEN) Wir haben in diesem Zusammenhang auch entsprechend ein paar Anträge vorbereitet, die ich jetzt auch kurz an dieser Stelle vorstellen und einbringen möchte. Zum einen wäre der Antrag betreffend Ablehnung von verpflichtender gemeinnütziger Arbeit für Langzeitarbeitslose und BezieherInnen von Mindestsicherung aus Gründen, die ich soeben erläutert habe: Erstens, weil er inhaltlich unsinnig ist, und zweitens, weil es hart ist, weil es ungerecht ist, und weil es der falsche Weg ist. Und weil es in diesem Winter nicht (Beifall bei den GRÜNEN.) gilt hinzutreten auf diejenigen, die nicht wissen werden, wie sie mit dem wenigen Geld, das sie haben, auskommen sollen, sondern weil es im Gegenteil gilt, in den nächsten Jahren der Verantwortung dieser Stadt gerecht zu werden und dafür zu sorgen, dass soziale Leistungen in einer Art und in einem Ausmaß ausgeschüttet werden, dass sie eine tatsächliche Unterstützung für jene 100 000 Wienerinnen und Wiener sein können, denn es ist einmal die gesamte Leopoldstadt, die derzeit arbeitslos sind. 

Zweitens betreffend Beibehaltung der 13. Auszahlung der Familienbeihilfe. Noch einmal, weil wenn die 13. Familienbeihilfe gestrichen wird, tut es weh in Simmering, tut es weh in Floridsdorf, tut es weh Am Schöpfwerk, und es tut nicht weh in Döbling und es tut nicht weh in Grinzing. Deshalb gilt es, denjenigen, die dieses Geld brauchen, just im August, Anfang September zu geben, um den Schulbeginn der Kinder zu bestreiten, um den Uni-Beginn der Kinder zu bestreiten, um sicherzustellen, dass es möglich ist, den Kindern einen neuen Mantel oder auch neue Schuhe zu kaufen, um genau da sicherzustellen, dass dieses Geld weiterhin zur Verfügung steht. Wien spart nicht auf dem Rücken der Schwächsten.

Da hätte ich dann den dritten Antrag – übrigens, die ersten zwei Anträge sind zur sofortigen Abstimmung. Da habe ich einen dritten Antrag, den wir heute einbringen und der uns sehr am Herzen liegt. Wien ist vor Kurzem den Weg gegangen, einen Beitrag für die Nächtigung in den Nachtnotquartieren der Stadt von Obdachlosen einzuheben, einen Beitrag von 4 EUR pro Nächtigung, mit der Begründung, dass ein Wohnkostenanteil in der Mindestsicherung enthalten ist, und dass es deshalb sozusagen gilt, diese 4 EUR aus diesem Wohnkostenanteil einzuheben. Ich glaube, dass dieser Weg ein falscher Weg ist. Ich will das auch kurz begründen. Zum einen ist genau dieser Wohnkostenanteil derjenige, der für sehr, sehr viele, die über einen bestimmten Zeitraum obdachlos sind, erforderlich ist, um anzusparen, damit sie wiederum in einem Übergangswohnquartier untergebracht werden können. Hier haben wir es sehr oft mit Schulden zu tun und wenn diese Schulden nicht getilgt sind, dann ist die Möglichkeit, von der Straße wegzukommen und wieder in ein Übergangsquartier zu kommen, noch einmal nicht gegeben. Zum anderen bedeuten diese 4 EUR einen immensen Verwaltungsaufwand und sind auch eine Bedrohung für die Niederschwelligkeit der Betreuung von wohnungslosen Menschen in Wien. Ich will an dieser Stelle nicht erst abwarten, um zu sehen, wie viele unter Umständen beginnen, wieder auf der Straße zu übernachten, um dann zu evaluieren, um das dann wieder zu streichen, weil das der falsche Weg war. Ich glaube, dass wir uns das nicht leisten können, und ich denke auch, hier geht es um Gesundheit und sogar um Menschenleben, wenn man bedenkt, dass es im Winter in Wien ganz schön kalt werden kann.

Meine Damen und Herren, wir bringen diesen Antrag ein, und bringen ihn auf Zuweisung, wissend darum, dass es keinen Ausschuss mehr gibt, in dem dieser Antrag jetzt behandelt werden kann. Der Grund, warum ich mich einverstanden erklärt habe, das auf Zuweisung zu machen, ist, weil dieser Antrag eben nicht als Show und nicht als Gag eingebracht wird, sondern weil es uns GRÜNEN ein großes Anliegen ist, dass dieser Antrag behandelt wird. Insofern bringen wir ihn ein, rechnen mit der Zustimmung zu diesem Antrag, weil das noch einmal ein Thema ist, das man nicht wichtig genug schätzen kann, es geht am Ende um Menschenleben. Es geht darum, ob wir sicherstellen, dass in einer der reichsten Städte der Welt niemand auf der Straße übernachten muss, weil er sich am Ende die 4 EUR nicht leisten konnte. Und noch einmal, es geht darum, dass es hier die Zustimmung gibt, damit wir auch in den nächsten Tagen und Wochen die Gespräche darüber führen können, ob wir von diesem Weg abkehren.

Ich komme damit zum Schluss meiner Ausführungen. Ja, wir wissen jetzt, was uns allen blüht: Ein Sparbudget, das sich für drei Jahre gewaschen hat, in denen in allen Kernbereichen, in denen für die Städte kluge Politik gemacht werden kann, gespart werden soll, bei der Bildung, bei der Infrastruktur, in den Schulen, in der Umwelt - überall dort, wo wir wissen: Nein, da gilt es, den genau entgegengesetzten Weg zu gehen. Ich hätte gerne gewusst, wie Sie dazu stehen. Und ich hätte gerne erfahren, inwieweit eine der reichsten Städte der Welt vorhat, dieses Budget, so wie es auf der Bundesebene vorgesehen ist, mitzutragen oder ob man nicht stattdessen sehr wohl noch einmal mutig einen anderen Weg geht. Einen Weg, in dem vieles anders wird, einen Weg, wo man sich ambitionierte Ziele vornimmt, indem man Geld in die Hand nimmt und investiert, vor allem aber auch einen Weg, wo man nicht auf diejenigen hintritt, die nichts haben, wo man nicht hergeht und einen sozialen Kahlschlag umsetzt, wo man nicht hergeht und versucht, das Geld aus den Arbeitergegenden in Wien zu holen, wo es nichts zu holen gibt, sondern ganz im Gegenteil einen Weg, wo man, wenn man sich schon überlegt, woher können wir Geld in die Hände bekommen, um wichtige Zukunftsfragen zu gestalten, sich auch nicht davor scheut, es dort zu holen, wo es zu holen ist.

Etwa bei der Abschaffung von Stiftungsprivilegien, über die jeder redet, die aber nicht da ist und nicht kommt. Etwa dadurch, dass man Steuern dort einhebt, wo sie entrichtet werden müssen. Es kann ja nicht sein, dass die Raiffeisen 1 Prozent Steuer entrichtet! Das ist kein landwirtschaftlicher Betrieb. Und ja, mir ist bewusst, dass die Raiffeisen ein wichtiger Partner für die Stadt ist, wenn es darum geht, das eine oder andere zu finanzieren, aber so geht es auch wieder nicht! Etwa aber auch bei der Besteuerung von Spekulationsgewinnen, um jetzt ein drittes Beispiel zu bringen, über die gesprochen wird und die nicht in den Plänen des Herrn Finanzministers enthalten ist. Wir können nicht zulassen, dass weiterhin diejenigen geschont werden, die sehr, sehr, sehr, sehr, sehr viel Geld haben und auf der anderen Seite das Geld entweder einnahmenseitig über Massensteuern geholt wird oder ausgabenseitig über Sparmaßnahmen auf dem Rücken derjenigen, die es jetzt schon schwer haben. Ich erwarte und hoffe, dass jenes Wien, auf das wir stolz sind und das wir alle so lieben, hier ein starkes Rückgrat beweist und hier ganz klar sagt: „Das ist nicht der Weg, den wir mittragen. Das ist nicht der Weg, den wir gehen. Wir wollen es anders machen.“ Wien kann es anders machen und zwar sehr viel anders als das, was in den nächsten Jahren von Bundesseite her über uns hereinregnen wird. Danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für die nun folgenden Wortmeldungen möchte ich bemerken, dass die Redezeit für den Erstredner jeder Fraktion 30 Minuten beträgt, die Redezeit jedes weiteren Redners ist mit 15 Minuten begrenzt. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.
 9.32.28

†GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es ist schon erstaunlich, was Wahlergebnisse ausmachen können. Diese Art des „Kreidefressens“ von Seiten der GRÜNEN ist wie eine kleine Regierungserklärung. Erstens einmal ist es mir unverständlich, dass sich die Grüne Fraktion nicht massiv aufregt, dass man ihren Sonderantrag so perfide nach die Wahl setzt, sondern sagt: „Nein, es ist ja alles in Ordnung. Wir sind uns ja einig. Wien ist eine wunderschöne Stadt und wir wollen ja nur ...“. Also wirklich, das ist ein derartiger Kotau, der hier gemacht wird, das ist mir nicht nachvollziehbar! 

Schön ist, dass Sie plötzlich auch Deutschunterricht als eine der wichtigsten Forderungen für die Zukunft sehen. Ich dachte bis jetzt immer, es ist der ungehinderte Zuzug. Und die Integration ist auch eines der wichtigen Punkte Ihres Programms, wobei wir heute eigentlich über Armut sprechen sollten, das Sie uns jetzt präsentiert haben. Es gibt allerdings bei der SPÖ Kandidaten, die auf ihrer Setkarte oben stehen haben „Integration ist ein ausgelutschtes Wort - ich bin für Partizipation“. Ich weiß nicht, ob die SPÖ das mit der Integration wirklich so ernst meint. Bis jetzt offensichtlich nicht. Neue Umweltstrategien gehören auch ins Regierungsprogramm. Unser eigentliches Thema sind die Sparprogramme der Bundesregierung und die Auswirkungen auf Wien und die Armut in Wien und da kommt von Ihnen der Satz: „Gut, es muss gespart werden.“ Also da ist keine Opposition mehr spürbar! Das ist das Heranpirschen an eine mögliche Koalition in einer Art und Weise, die man nur ablehnen kann. 

Zugegeben, Ihre Anträge, die Sie dann schlussendlich zu dem Sozialen gesagt haben, „13. Familienbeihilfe“; das Trommeln wir schon lange, dass die nicht abgeschafft wird, weil das genau ein Schritt in die Gegenrichtung wäre. Oder das mit den Obdachlosen und diese Unverschämtheit, von Obdachlosen 4 EUR für die Übernachtung zu verlangen und wir haben das auch im Wahlkampf schon gesagt. Es gibt ja genügend von der SPÖ und GRÜNEN geschickte Gegendemonstranten, zum Beispiel zum Stephansdom. Da hat unser Landes- und Bundesparteiobmann das ausdrücklich auch gesagt, das ist das Sparen auf Kosten der Ärmsten der Armen. Wenn einer 4 EUR bezahlen muss und im Vierbettzimmer im Obdachlosenheim übernachten darf und am Morgen wieder das Zimmer verlassen muss, ist das eine Frechheit. 4 EUR, das heißt, man verdient pro Zimmer 480 EUR pro Monat und der hat das Zimmer nur für die Nacht. Da könnte man einen Einzelraum im sozialen Wohnbau auch zur Verfügung stellen. 

Was die Mindestsicherung und die Zwangsarbeit, die von Frau Marek ja im Wahlkampf angesprochen wurde, betrifft, so lehnen wir die Verpflichtung zur Arbeit auch ab. Wir stehen auf dem Standpunkt, dass jemand Mindestsicherung bekommt, weil er in eine soziale Not geraten ist und dass das AMS alles tun muss, um möglichst schnell alle Menschen mit Mindestsicherung, die dazu in der Lage sind, wieder in den normalen Arbeitsprozess einzugliedern. Und wenn sie auf Grund von gesundheitlichen Gründen dazu nicht in der Lage sind, dann darf ich sie nicht zu irgendwelchen Dingen verpflichten, die sie dann eh sowieso nicht machen können. Das ist die soziale Absicherung für die, die auf Grund ihrer gesundheitlichen Situation das nicht mehr leisten können. Und alle anderen, die irgendwann in Not geraten sind, gehören nicht ins Faulbett der Mindestsicherung, sondern gehören umgehend in den Arbeitsprozess wieder eingegliedert, auch zu ihrem eigenen Selbstwertgefühl. Es ist ja nicht so, dass das so wunderbar ist, wenn man von der Mindestsicherung leben muss. Abgesehen davon, dass sie auch, wie wir finden, weit unter der Armutsgrenze ist. 

Und dass es viel Armut in Wien gibt, das ist völlig klar: 280 000 verdienen weniger als 950 EUR. 40 Prozent der Bevölkerung kämen mit unerwarteten Ausgaben ins Schleudern, 15 Prozent können sich keine neue Kleidung leisten, 11 Prozent sind mit ihren Zahlungen im Rückstand, 7 Prozent können ihre Wohnung nicht angemessen warm halten. Das Bekleidungsgeld für Kinder wird nicht erhöht: 50 EUR im Halbjahr. Es gäbe viele Punkte, die man mit der sozialen Kälte der hier regierenden SPÖ ansprechen kann und es ist eine Schande, wenn ich so höre, diese schönste und reichste Lebensqualität in Wien, dass wir so viel Armut in unserer Stadt haben und dass nichts dagegen getan wird. Ganz im Gegenteil. Es wird auch noch Geld von den Ärmsten der Armen eingehoben, damit sie irgendwo übernachten dürfen. 

Und dass ein Belastungspaket kommt, das haben wir auch schon besprochen. Das ist ja irgendwie ... Wir haben heute eine Sitzung, wo man über etwas reden sollen, was wir eigentlich im Wahlkampf besprechen sollten oder dann, wenn die Zahlen auf dem Tisch liegen. Heute stehen wir alle im Zeichen vom Sonntag und sollten das jetzt ein bisschen abschalten. Ich habe das jetzt getan. Ich habe gesagt, was es an Armut gibt und was die SPÖ-Antwort ist. Eine der SPÖ-Antworten ist, dass der Herr Bürgermeister zum Feinschmecker des Jahres gewählt wurde und sozusagen den Armen in Wien vorlebt, wie man als guter Bürgermeister ein 16-Gänge-Menü isst, von dem sie einen Monat leben könnten. Und dass die Regierung einen Verfassungsbruch begangen hat, weil Sie geglaubt haben, Sie könnten ein Debakel abwenden - ja gut, wir wissen nicht, wie es ausgeschaut hätte, wenn Sie die Zahlen vorher bekannt gegeben hätten. Vielleicht hätte es noch schlimmer ausgeschaut. 

Aber lassen Sie mich noch ganz kurz - und ich werde das nicht wahnsinnig ausschlachten - darauf eingehen, was sich so SPÖ-Politiker unter Sparen vorstellen. Zum Beispiel hat der Herr Bürgermeister in einem Interview mit dem „Standard“ gesagt: „Was wäre so schlimm am Verlust der Absoluten?“ Zuerst einmal ist es für ihn problematisch, weil es da einen Pakt zwischen ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gibt, das Wahlrecht zu demokratisieren, dass man mit 44 Prozent nicht 49 Mandate kriegen kann. Das ist einmal das Problematischste. Und dann wäre es langsam und teuer. Demokratie ist langsam und teuer, sagt der Herr Bürgermeister mehr oder weniger. Na gut, in dem Artikel hat er noch mehr so G’schichterln rausgedrückt, zum Beispiel: „Fast zwei Drittel der Nichtwähler sagen, sie würden SPÖ wählen.“ Super. Jetzt wird bald die Schlagzeile kommen: „Die Nichtwähler haben eigentlich ein eindeutiges Votum für unseren Bürgermeister abgegeben.“ 

Aber auch die Frau Marek hat ein interessantes Interview gegeben. Und wir sind sehr gespannt, was davon in die Tat umgesetzt werden wird. Erstens hat sie gesagt: „Was passiert, wenn Sie ein Minus einfahren?“- Nichts passiert! „Es geht darum, dass wir die Absolute knacken. Das ist unser Ziel. Das werden wir auch schaffen.“ Gott sei Dank gibt es die FPÖ in diesem Raum, weil sonst hättet ihr alle es nicht geschafft! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.) 
Ein Wort noch dazu, weil wir vom Sparprogramm reden und was da auf uns zukommt. Wie kompetent SPÖ-Politiker agieren können, sieht man auch in manchen Aussendungen. Zum Beispiel der Chef des Gewerkschaftsbundes, der Herr Meidlinger, schreibt in einem Zettel an die Haushalte und Bediensteten: „Die FPÖ dagegen will 11 Milliarden EUR im öffentlichen Dienst einsparen.“ In Zahlen: 11 Milliarden EUR! Das wären hunderttausende Jobs, die ersatzlos gestrichen werden! Der Herr Meidlinger weiß gar nicht, dass der öffentliche Dienst in Wien keine hunderttausende Jobs hat und dass das ganze Budget zirka 11 Milliarden EUR ausmacht. 

Diese Panik mit: Wir sparen alles ein, wir sparen ganz Wien, Wien schafft sich ab, wir verkaufen die Gemeindewohnungen - auf dieses Niveau hat man sich herabbegeben, die Strache-FPÖ würde die Gemeindewohnungen verkaufen ... (GR Heinz Hufnagl: Bei der BUWOG war es auch so!) BUWOG ist keine Gemeindewohnung, Herr Kollege, eine Sozialwohnung, ja. Wir wollen, dass sozial Bedürftige, von denen Sie 4 EUR für die Übernachtung verlangen, eine billige Gemeindewohnung kriegen, damit sie ein eigenes Leben führen können! (Beifall bei der FPÖ. – GR Heinz Hufnagl: Sind dort die Millionäre?)
Aber ich werde mich sehr zurückhalten und bin auch in einer Minute fertig. Wie gesagt, ich werde nicht auf das eingehen, werde nicht hinterfragen, wer hier wirklich der Hirntote ist. Jedenfalls war es eine Wählervertreibung ersten Ranges! 

Ich möchte zum Abschluss nur eines sagen, weil mir das gestern aufgefallen ist. Gut gelaunt, ich gebe Ihnen auch völlig recht, wir müssen was tun für Simmering, wir werden was tun für Simmering und wir werden was tun für Floridsdorf. Aber wir werden etwas tun für die Menschen, weil Ihnen glaubt das ja eh keiner! 

Wenn man sich gestern – ich kaufe mir alle Tageszeitungen, um die Ergebnisse zu studieren – die „Kronen Zeitung“ anschaut, dann sehe ich drinnen: „Herzlichen Glückwunsch zur Wiederwahl. Dr Michael Häupl, Bürgermeister von Wien.“ (GR Mag Gerald Ebinger zeigt eine Seite der „Kronen Zeitung“. – GR Mag Wolfgang Jung: Das war gut gestern! – Heiterkeit bei der FPÖ.) Tradition bei wichtigen Wahlen ist, dass der Wahlgewinner im Rahmen einer Sondergedenkprägung geehrt wird und den Bürgerinnen und Bürgern die Chance gegeben wird, sich ein Erinnerungsstück an dieses bedeutende Ereignis zu besorgen. (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.) Es gibt ja eh nur 3 000 Stück Auflage, es ist nur vergoldet und nicht wirkliches Gold. Also die werden schon an irgendwelche ... (GR Dr Herbert Madejski: Die Nichtwähler!) Die letzten Fans werden das schon noch kaufen. Aber so viel dazu. 

Diesen Anträgen der GRÜNEN werden wir zustimmen, weil uns das soziale Gewissen in Wien ein Anliegen ist, weil wir uns als das soziale Gewissen sehen. Und sonst halten wir diese ganze Sitzung einfach einmal für perfid, dass man eine vor der Wahl beantragte Sondersitzung nach der Wahl abhält. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 9.43.09 

†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Diese Sitzung hat wirklich einen sehr skurrilen Charakter. (GR Dr Herbert Madejski: Das haben wir auch schon gesagt!) Manchmal hat man den Eindruck, dass hier manche die Unterlagen, die sie noch im Wahlkampf gehabt haben, einfach mitbringen und hier noch einmal ausbreiten. 
Es ist sicherlich gut für diese Stadt, dass die absolute Mehrheit der SPÖ weg ist, weil hier jetzt diskutiert werden kann und diskutiert werden muss und weil hier Veränderungen möglich sind. Sie können sicher sein, das, was die Volkspartei vor dem Wahltag gesagt hat, wird auch nach dem Wahltag gelten. Das gilt natürlich auch für das Wahlrecht, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Ich möchte hier auf einige Punkte eingehen. Das eine ist einmal: Natürlich sollte das Budget anders verteilt werden. Natürlich ist es unmöglich, dass die Frage der Schulen, des Zustands der Schulen so einfach weggeschoben wird und dass die Schulen zerbröseln. Natürlich ist es in der Verkehrspolitik, in der Integrationspolitik und in vielem anderen so, dass das Budget anders verteilt werden müsste.

Aber wir leben auch, und das muss uns klar sein, wenn hier offensichtlich drei Parteien das Geld anderer ausgeben wollen, in einer Zeit, in der es auch um Stabilität geht. Wir wollen nicht haben, dass Österreich in die Situation hineinrutscht, wie das in anderen Ländern - ich sage jetzt, Griechenland, ich sage jetzt, Irland - der Fall ist. Das heißt, hier dem Bundesgesetzgeber etwas vorzuschreiben, bevor der Kassasturz stattgefunden hat, bevor hier gezeigt wird, wie man, durchaus mit sozialem Augenmaß, aber trotzdem die notwendigen Schritte setzt, ist im Moment sicherlich unverantwortlich, weil wir nicht haben wollen, dass Österreich in die Situation von Griechenland oder Irland kommt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte noch auf einige Bemerkungen eingehen, die völlig unpassend gefallen sind. Es ist nicht darum gegangen, dass es hier um Arbeitszwang geht, sondern es geht um Folgendes: Dass es für Leute, die lange arbeitslos sind, durchaus drum geht, auch eine sinnerfüllte Tätigkeit zu haben und hier hat eine gemeinnützige Tätigkeit sehr wohl ihren Sinn. Es muss möglich sein, über das auch zu diskutieren und hier nicht Tabus zu verhängen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wollen, dass die Strukturfragen angegangen werden, dass die Strukturfragen auf der Bundesebene mit sozialem Augenmaß erörtert werden, aber nicht, dass man das Geld anderer einfach so hinausschmeißt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm.
 9.46.20

†GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Es geht heute schnell. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf Grund der bisherigen Wortmeldungen schließe ich, dass es drei Fraktionen hier im Haus gibt, die gemerkt haben, dass der Wahlkampf vorbei ist und dass bei sachlichen Gesprächen ein anderes Gesprächsklima herrscht als im Wahlkampf. Eine Fraktion (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) hat das noch immer nicht begriffen. Eine Fraktion macht noch immer Wahlkampf. Wir werden das vermutlich die nächsten fünf Jahre hier in diesem Haus so haben, denn es ist ausgesprochen unseriös, hier beispielsweise Stimmung mit einer Gedenkmedaille zu machen, die eine private Firma anbietet. Das hat mit der Stadt nichts zu tun, das hat mit der SPÖ nichts zu tun, das hat mit gar nichts zu tun, das ist einfach Wahlkampf auch jetzt noch. 
Ich weiß ja nicht, was am Sonntag im FPÖ‑Zelt ausgeschenkt worden ist (GR Mag Wolfgang Jung: Mehr als bei der SPÖ!), aber mich erinnert das, wenn man so nicht runterkommt von den hohen Emotionen, an jemanden, der beispielsweise zu viel Bohnensuppe gegessen hat. Da hat man dann auch noch tagelang Auswirkungen und kann sich davon nicht erfangen. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Die Wählerinnen und Wähler haben entschieden. Sie haben tatsächlich so entschieden, dass wir das absolute Vertrauen nicht mehr bekommen haben. Wir werden selbstverständlich Gespräche mit allen Parteien führen. Es ist eines ausgeschlossen - wir wollen nämlich auch nicht, dass die FPÖ schon wieder einmal sagen kann: „Wir werden ja ständig ausgegrenzt.“ Die FPÖ grenzt sich selber aus. Gespräche wird es geben. Aber selbstverständlich kann es eine Koalition mit der FPÖ sowieso überhaupt nicht geben. Alles andere wird den Gesprächen überlassen sein. Ich habe heute sehr viele Vorschläge von den GRÜNEN und auch von der ÖVP gehört und ich werde hier von dieser Stelle aus den Gesprächen nicht vorgreifen. 

Denn eines ist klar: Das eigentliche Thema heute ist das Bundesbudget. Das Bundesbudget liegt nicht einmal noch auf dem Tisch. Ich entnehme den heutigen Medien und vor allem entnehme ich das der „Presse“ und da nehme ich an, dass sie gute Kontakte zur ÖVP hat, dass es der Finanzminister in den nächsten Tagen sehr ernsthaft angehen wird. Wenn dann das Bundesbudget auf dem Tisch liegt, dann wird man sehen, welche Auswirkungen und ob es Auswirkungen überhaupt hat. Aber eines ist für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten von Anfang an klar: Dass bei möglichen Auswirkungen vor allem jene nicht darunter leiden müssen, die jetzt schon die Zeche für die große Wirtschaftskrise bezahlen. Und für uns ist ganz, ganz klar, dass wir genau jene ganz besonders unterstützen werden.

Der Fahrplan für Wien ist auch ganz klar. Das ist auch nichts Neues, das ist so wie vor fünf Jahren. Wir haben nicht im November über das Budget zu beraten, sondern wir werden im Dezember über das Budget beraten. All jene Dinge, die heute angesprochen worden sind, werden selbstverständlich auch Bestandteil dieser Gespräche sein. Daher werde ich im Einzelnen nicht darauf eingehen.

Zu den drei eingebrachten Anträgen kann ich feststellen, dass jener, der die 4 EUR Nächtigungsgebühr betrifft, ja auf Zuweisung geändert wird und dass das selbstverständlich auch Bestandteil der Gespräche sein wird, auch wenn dieser Antrag formal verfällt, so wie es in unserer Verfassung vorgesehen ist. Ich garantiere, dass wir sehr wohl darüber reden. Ich möchte aber schon eine Bemerkung dazu machen, weil da nämlich offensichtlich Missverständnisse vorherrschen, denn die 4 EUR für eine Übernächtigung werden in den ersten zwei Monaten überhaupt nicht eingehoben. Außerdem ist sie Bestandteil der Wohnungsunterstützung, die 186 EUR ausmacht und 186 EUR sind deutlich mehr als 31 mal 4. Das bedeutet, dass die Personen, die es betrifft, deutlich mehr bekommen, wenn wir diesen Schritt eben mit diesem Plus von 186 EUR gehen, als wenn sie das nicht bekommen. Und ich ersuche ganz dringend alle, sich das noch einmal anzusehen, dass das eine bessere Lösung wäre als eine andere. Aber wie schon gesagt, wir werden zustimmen, weil es auf Zuweisung geht.

Uns ist auch noch eines wichtig: Uns ist auch wichtig, dass wir diese Schwerpunkte, die wir in den letzten fünf Jahren gesetzt haben, auch weitermachen. Das ist auch von uns eine Selbstverständlichkeit, auch wenn ich da ein bestimmtes Wort heute nicht sagen soll, soll so sein. Aber eines ist ganz klar: Der richtige Schritt für Wien war, dass wir in die Wirtschaftskrise investiert haben, dass wir Arbeitsplätze geschaffen haben, dass wir unverändert mehr Arbeitsplätze haben als noch vor 15 Jahren. Wir sprechen uns auch dafür aus, dass Bildung und Ausbildung ein zentraler Bestandteil sein muss, da es Ausgaben unseres Stadtbudgets sind, und sprechen uns auch dazu klar aus, dass das Wiener Gesundheitssystem wie geplant fortgeführt werden soll. Daher ist es eben wichtig, offensiv Geld für Forschung und Entwicklung auszugeben und für den gesamten Bildungsbereich, hab’ ich eh schon gesagt, und auch für den Gratiskindergarten, der ein Meilenstein war, also für den gesamten Bereich der sozialen Gerechtigkeit. Wir werden, auch das habe ich schon gesagt, viel Geld in die Infrastruktur investieren, antizyklisch, um eben die Wirtschaftskrise zu kompensieren

Und eines möchte ich schon auch feststellen: Keine andere Stadt der Welt ist durch diese Wirtschaftskrise so gut durchgekommen wie Wien. Wir haben eben den geringsten Anstieg bei den Arbeitslosen und wir werden trotz schwieriger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen unseren Weg fortsetzen, denn auch wenn es für das absolute Vertrauen nicht mehr gereicht hat, 44 Prozent der Wienerinnen und Wiener haben uns die Zustimmung gegeben und all jenen sind wir das schuldig, dass wir diesen Weg so fortsetzen, so wie wir ihn in den letzten 10, 11, 15 Jahren oder sogar bis 1945 zurückgegangen sind, denn das war immer ein guter Weg für Wien! Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog und ich erteile es ihm, wobei seine Redezeit mit 15 Minuten nach oben begrenzt ist.
 9.53.58

†StR Johann Herzog|: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Na ja, die Bemerkung des Kollegen Lindenmayr kann man nicht unkommentiert lassen, würde ich meinen. Vor allem sein Hinweis und sein Scherzchen mit der Bohnensuppe war wirklich ein intellektuelles Highlight und ich kann dazu wirklich nur gratulieren! Und Wahlkampf, den wir hier betreiben - also nein, Herr Kollege Lindenmayr, wir begnügen uns damit, die Wahl gewonnen zu haben und mehr brauchen wir nicht. Uns genügt das. Wahlkampf ist vorbei. Wir gehen in die Arbeit und werden schauen, wie es weitergeht. Ihre Versprechung in Ehren, aber sich hier herzustellen und zu sagen, dass keine Stadt der Welt besser abgeschnitten hat als Wien - um Gottes Willen, wie kann man so eine Behauptung aufstellen?

Wenn Sie Wien mit München vergleichen, Berlin oder Paris, dann glaube ich Ihnen das. Aber ob Sie Wien mit Shanghai oder sonstwas verglichen haben, das glaube ich Ihnen einfach nicht. Das sind Behauptungen, die einfach eine solche Übertreibung bedeuten, dass sie nur unernst gemeint sein können. Außerdem darf ich darauf hinweisen, dass Wien natürlich mit 8,1 Prozent im Mai 2010 die höchste Arbeitslosenrate in Österreich hat und dass hier natürlich eine Entwicklung gegeben ist, wo man nur sagen kann: Wir werden schauen, wie es weitergeht.

Das Umfeld, das wirtschaftliche, hat sich ja in der zweiten Jahreshälfte deutlich verbessert. Aber nach Überzeugung sämtlicher Fachleute ist es doch eher so, dass die Krise nicht ausgestanden ist und dass 2011 mit einer weiteren Verschlechterung zu rechnen sein wird. Kollege Tschirf hat ja schon gesagt, der Blankoscheck für Griechenland ist etwas gewesen, was die Volkswirtschaft in Österreich oder Deutschland oder anderswo sicher stark getroffen hat. Und der Umbau der EU in eine Transferunion ist etwas, was natürlich nicht in den Verträgen steht und eigentlich verboten ist, aber trotzdem gemacht wird. Wir zahlen in Österreich sowieso schon höchste Steuersätze und nun sollen 40 Prozent des Konsolidierungsbedarfes über höhere Einnahmen hereinkommen, wobei ich also in aller Deutlichkeit feststellen muss, diese 40 Prozent sind vielleicht auch nicht ernst zu nehmen, denn vielleicht werden es wesentlich mehr werden!

Die Gesamtsumme des Konsolidierungsbedarfes liegt bis 2013 sicherlich bei 10 Milliarden, wenn man das Defizit abbauen will. Und es ist interessant, wenn man sich den Strategiebericht des Bundesministeriums für Finanzen hernimmt, der feststellt, dass der Bedarf im Jahr 2011 1,6 Milliarden sind, 2012: 2,8 Milliarden, 2013: 3,5 Milliarden und 2014: 4,1 Milliarden. Das heißt also, die Vorschau für einige Jahre, die der Finanzminister vorhat, ist eine Vorschau und wie er sie decken wird, ist zumindest offen. Die Ökologisierung des Steuersystems, wie es die ÖVP anstrebt, ist ein Weg, das andere, der SPÖ-Vorschlag, sind die Vermögenssteuern, entweder eine Vermögenssteuer oder einen Vermögenszuwachssteuer, eine Reichensteuer auf alle Fälle.

Ich möchte feststellen, dass in Österreich von der sozialen Struktur her eine sehr ausgeglichene Struktur herrscht. Wirklich reiche Leute, die man schröpfen kann, gibt es nicht, außer vielleicht in Kreisen sozialistischer Führungseliten, da vielleicht, ansonsten nicht. Auf alle Fälle kann eine Vermögenssteuer nur dann was bringen, wenn sie tief in die Bevölkerung hineinlangt und mit anderen Worten alle Eigentümer von Wohnungen, Häusern und Ähnliches erfasst, weil sonst wird eine Reichensteuer mit Sicherheit nichts bringen.

Ich möchte auch feststellen, dass interessanterweise die Ankündigungen in Bezug auf das Belastungspaket eine Schwankungsbreite haben, die unglaublich war. Noch im Februar und im Jänner haben Kanzler und Vizekanzler bei den Steuererhöhungen gesagt, dass sie ausgeschlossen werden können, dann wurde massiv auf Steuererhöhungen hingewiesen, um sie eine Woche vor der Wahl wieder voll zurückzunehmen. Eine Woche vor der Wahl hat es auf einmal eine Situation gegeben, wonach die Wirtschaftskraft und die Wirtschaft des Landes Wien oder der Republik Österreich sich völlig anders darstellt als fünf Tage vorher und es wurden Bemerkungen gemacht, dass es im Grunde genommen gar keine Maßnahmen brauchen wird, um hier in irgendeiner Form etwas zu ändern. Andererseits hat man zum Beispiel rund um die Nulllohnrunde für Beamte und Pensionisten einen Eiertanz sondergleichen aufgeführt. Der Herr Sozialminister Hundstorfer hat sich mal so und mal so geäußert, der Bundeskanzler hat es ausgeschlossen, der Vizekanzler ebenfalls, um es kurz darauf wieder zurückzunehmen. Das heißt, es war ein Panoptikum an wundersamen Erklärungen, deren Ernsthaftigkeit zu bezweifeln sein wird. Ich glaube eben, dass wir in Österreich noch nicht wissen, was auf uns zukommen wird, wir wissen es nicht. Wir sind hier und tappen im Dunklen, weil wir schlicht und einfach auch zwei, drei Tage vor allfälligen Enthüllungen keine Ahnung haben, welche Belastungen auf uns zukommen werden.

Aber ich sehe doch einiges. Interessant ist und weil der Bürgermeister gerade da ist, möchte ich doch zu diesem Schlachten des Bundesheeres, das da knapp vier Tage vor der Wahl durch den sehr unausgegorenen Vorschlag des Herrn Bürgermeisters zum Aussetzen der Wehrpflicht betrieben wurde, darauf hinweisen und da kann man fragen: Was kommt anstelle der Wehrpflicht und des Heeres in jetziger Form? Ein Berufsheer? Das wird sicher teurer werden und wird natürlich auch die österreichischen und Wiener Steuerzahler massiv mehr belasten. Das Bundesheer ist auch für die Stadt Wien und für das Land Wien mit Garantie ein Wirtschaftsfaktor sowohl, was die Beschäftigten betrifft, als auch die Umsätze, die die Betriebe in dieser Stadt dadurch erzielen.

Ich frage mich zum Beispiel, ob nun der ebenfalls erfolgte Vorschlag des Bürgermeisters in Richtung Sozialdienst etwas Tragbares ist. Es wird die jüngere Generation nicht erfreuen, anstelle des Bundesheeres nunmehr einen Sozialdienst ableisten zu müssen. 

Ein freiwilliger Sozialdienst ist meiner Meinung nach sowieso etwas, was ein Schlag ins Wasser sein wird und ich möchte darauf hinweisen, dass ein allfälliger Sozialdienst zum Unterschied von der Wehrpflicht natürlich auch die Frauen umfassen wird müssen. Und wenn das nicht automatisch vom Gesetzgeber aus gemacht wird, so ist es mit Sicherheit durch Gerichtsverfahren, die sicher kommen werden, erzwingbar. Daher gibt es dann auch für Frauen einen Sozialdienst und damit werden sie wieder eine größere Jahresspanne, oder welcher Zeitraum das immer sein wird, verlieren und wir werden sehen, was das hier bringt.

Das Entfallen des Wehrersatzdienstes und die Kosten, die den diversen sozialen Einrichtungen dadurch entstehen, das wissen wir ja, das wurde schon beziffert, betragen statt 60 Millionen EUR dann bereits 350 Millionen EUR und der Großteil davon wird auf Wien entfallen. Das heißt, es kommt auch hier eine massive Belastungswelle auf Wien zu, wenn die Vorstellungen des Herrn Bürgermeisters sich in irgendeiner Form realisieren sollten.

Wir haben gesagt, natürlich, Volksabstimmung, werden wir immer dafür sein. Wir sind aber sehr wohl für die Aufrechterhaltung des Bundesheeres, nicht in seiner heutigen Form, sondern sicher reformiert, weil viele, viele schlechte Läufe dort stattfinden. Es ist einfach das Aushungern, das finanzielle, des Bundesheeres: Dass keine Geräte mehr in Betrieb genommen werden können und keine Ausfahrten mehr möglich sind, das ist einfach kein Zustand. Das gehört geändert, aber nicht das Bundesheer abgeschafft.

Und noch eines möchte ich hervorheben, das ein interessanter Aspekt ist, und zwar die Grundsteuer. Ich glaube nicht, dass die Bundesregierung hier selbst tätig werden muss, denn die Höchstgerichte werden in absehbarer Zeit, wie es ausschaut, sehr wohl über diese Frage eine Entscheidung treffen. Unter Umständen kommt da eine völlige Neuordnung der Verhältnisse auf uns zu, weil in den Urteilen sowohl die landwirtschaftlichen Grundstücke angesprochen werden, aber andererseits werden irgendwo auch die Einheitswerte und damit der gesamte Bereich des Grundeigentums und eine allfällige Hauptfeststellung, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten nie stattgefunden hat, zur Frage kommen und eine wahrscheinlich, wenn man mich fragt, massive Belastungswelle auslösen, wenn eine solche grundsätzliche Grundsteuerreform erfolgen sollte. Allein eine Reform der Einheitswerte wäre ein tiefer Einschnitt in die finanziellen und eigentumsmäßigen Gegebenheiten der Wiener Bevölkerung. Bleiben die Befreiungen der Grundsteuer aufrecht? Auch das sind Fragen, die gestellt werden können. Und alles, was Grundsteuer betrifft, betrifft nicht nur die Eigentümer von Objekten, sondern natürlich auch die Mieter und die können und müssen dann mit massiven Erhöhungen ihrer Mieten rechnen.

Das Potenzial an Veränderungen, das sich bei der Grundsteuer abzeichnet, kann auf alle Fälle, glaube ich, gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Und ich möchte darauf hinweisen, dass auf den diversesten Städtetagen genau dieses Grundsteuerthema immer ein Thema gewesen ist und auch das gewisse Aushungern der Gemeinden ein Punkt ist, der hier immer wieder angesprochen wird.

Ich möchte noch kurz auf die Bemerkungen meiner Vorredner dahin gehend eingehen, dass ich daran erinnern möchte, dass ein gemeinsamer sogar Notariatsakt der drei Parteien abgeschlossen wurde, wo es um die Änderung des Wahlrechtes geht. Es freut mich, dass der Kollege Tschirf hier eine klare Äußerung am Festhalten der Absichten der ÖVP geäußert hat. Ich möchte mit Bedauern feststellen, dass die Kollegin Vassilakou das Wahlrecht nicht einmal angesprochen hat und dass also offensichtlich allfällige Vereinbarungen am Altar allfälligen Aufdrängens als Koalitionspartner geopfert werden. Was ich gestern hier gesehen habe, das habe ich auch noch nie erlebt, dass eine Partei vor dem Rathaus demonstriert, damit sie bitte, bitte, bitte in die Regierung aufgenommen wird. Ein solches Anbiedern und Andienen habe ich noch nie erlebt und ich kann mir vorstellen, in welcher bequemen Position die Sozialdemokratische Partei ist, was Verhandlungen betrifft. Weil um in die Regierung zu kommen, damit man einen Titel hat, wie es die Frau Vassilakou will, ist ja wahrscheinlich nicht das Wichtigste. Irgendwelche Ressorts und wirklich wichtige Dinge bei solcher Verhandlungsführung, wo man dafür demonstriert, hinein zu dürfen, ist etwas, was ich noch nie erlebt habe. Ich hoffe ... (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin schon neugierig, wie das Ganze ausgeht und sehe der Zukunft in diesen Dingen auch mit Interesse entgegen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist StR Ellensohn und ich erteile es ihm.
 10.04.55

†StR David Ellensohn|: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Am Sonntag haben sich wahrscheinlich alle, fast alle, über das eigene Ergebnis geärgert. Aber wir haben uns auch über ein Ergebnis einer anderen Partei geärgert und die Frage ist jetzt auch für die nächsten fünf Jahre: Was ist denn das beste Mittel in dieser Stadt gegen die Erfolge der rechten Hetzer? Das ist eine ganz eine wichtige zentrale Aufgabe für die nächsten fünf Jahre und die eint in diesem Haus viele Leute, weit über die GRÜNEN hinaus. Und die Frage ist, ob wir in fünf Jahren, wenn wir zurückschauen, den Eindruck haben, wir haben etwas gegen die rechten Hetzer unternommen oder nicht. Und die zwei wichtigsten Fragen in dem Bereich sind soziale Sicherheit und Bildung. 

So, mit wem kann man das machen und ich sage das ganz offen, und wie man das von rechts außen nennt, ist mir eigentlich ziemlich wurscht. Ja, wir wollen Rot-Grün, überhaupt keine Frage. Warum wollen wir das? (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) Wollen wir das, weil das gut für die GRÜNEN ist? Das wissen wir in Wirklichkeit gar nicht. Das letzte Mal, als die Sozialdemokratie einen Koalitionspartner hatte, hat der am Ende davon beim Wahlergebnis weniger gehabt. Ich weiß nicht, ob es gut für die GRÜNEN ist. Es ist mir, ganz ehrlich gesagt, sogar egal. Ist es gut für Wien? Ja, das glauben wir aus mehreren Gründen.

Mit wem kann man in dieser Stadt eine Bildungspolitik machen, die irgendwas weiterbringt? Glaubt irgendjemand in dem Haus, dass das tatsächlich mit den Schützlingen von der Frau Gehrer geht? Ich nicht. Wer macht denn seit Jahrzehnten die Blockade in der Bildungspolitik? Nachdem aber die Bildungsfrage ein Schlüssel für Integration ist, ein Schlüssel für die Chancengerechtigkeit für Kinder, der Schlüssel dafür, dass wir nicht wieder Generationen verlieren, muss die Bildungsfrage neu beantwortet werden und das funktioniert nicht mit den Rezepten der Volkspartei. Es funktioniert hoffentlich, wissen tut man auch das nicht, aber hoffentlich - das, was wir wissen, ist, es funktioniert nicht mit der Volkspartei, es funktioniert mit Rot-Grün. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wir können den Kampf gegen Rechts so versuchen, wie es die Frau Marek versucht hat, indem sie nahezu das Gleiche plakatiert hat und am Schluss dadurch die größte Wahlhelferin für die Freiheitliche Partei war. Der größte Wahlhelfer in dieser Stadt für die FPÖ und für den Erfolg am Sonntag war leider die Volkspartei. Wenn Sie das mitnehmen in die Landesregierung, dann haben Sie in der Landesregierung Helfer und Helfershelfer für den Herrn Strache. Das wollen Sie nicht. Das weiß ich, dass Sie das nicht wollen. Niemand von uns will das nächste Mal statt 26 Prozent - ich weiß nicht, was Sie alle anpeilen, mir ist recht, wenn die wieder kleiner werden. Das hat in der Vergangenheit auch schon geklappt. Da gibt es kein Naturgesetz, dass die immer wachsen müssen. Da gibt es auch Möglichkeiten und Sie versuchen das ja auch. Und es war jetzt wieder die Anschuldigung, die da viele immer gleich haben: Der Gemeindebau ist schuld. So einfach ist das zum Glück gar nicht, so einfach ist das nicht. Und die Arbeit im Gemeindebau scheint zumindest in Teilen auch gefruchtet zu haben.

Woher nehmen wir das Geld, das wissen wir auch. Wir haben Schwierigkeiten mit dem Geld. Mit wem kann man denn ausloten, ob man irgendwas in Richtung Luxussteuer, Reichensteuer, Flächenwidmungsgewinnsteuer macht? Wer kann denn irgendwas Ähnliches versuchen wie vor hundert Jahren der Hugo Breitner versucht hat? Machen Sie das mit der Volkspartei? Nein. Da können Sie bei der Raiffeisen fragen, welche Steuervorschläge gemacht werden dürfen. Mit uns kann man zumindest einmal den Spielraum komplett ausloten und überlegen, woher das Geld kommt. 

Ich habe mir das ein paar Mal überlegt, ob man das dann als Grüner sagt oder als Politiker, aber eigentlich ist es ganz einfach: Ich wohne in der Stadt. Und ich wohne nicht alleine in der Stadt, sondern wir sind eine fünfköpfige Familie und ich möchte, dass meine Kinder, aber nicht nur meine Kinder, sondern alle Kinder in der Stadt so aufwachsen, dass sie vom Schulsystem profitieren. Meine sind noch alle im Kindergarten. Ich möchte, dass wir, wenn wir in fünf Jahren zurückschauen, nicht sagen, jetzt haben wir dem Rassismus Platz gelassen, weil seit gestern werden wieder mehr Leute angepöbelt. Jedes Mal, wenn diese Ergebnisse steigen, büßen das Leute draußen. Weniger Leute, die ausschauen wie ich, aber jeder, der irgendwie verdächtig wird, dass er aus dem Süden zugewandert ist, hat seit dem Sonntag ein schwereres Leben in der Stadt. Dagegen muss man was unternehmen. Das kann man, das wollen die meisten. Es funktioniert nur nicht mit allen in dem Haus.

Ich glaube, dass wir hier alle gemeinsam eine große Chance haben. Ich weiß schon, dass das für die Sozialdemokratie im Moment schwer ist, weil man jetzt zuerst einmal das Ergebnis vom Sonntag verkraften muss. Wir haben uns über das eigene Ergebnis auch nicht gefreut, nur, das nützt uns allen nichts. Wir arbeiten daran, dass wir die nächsten fünf Jahre aus dieser Stadt noch so viel herausholen wie möglich. Das geht. Ich möchte das ... (GR Mag Wolfgang Jung: Das macht die SPÖ schon die ganze Zeit, soviel als möglich herausholen!) Ich möchte, dass 2015 in dieser Stadt weniger Kinder Tränen im Gesicht haben, weil die Frau Fekter wieder welche abschieben lässt, sondern ich möchte, dass es mehr Kinderlachen gibt und weniger Kinderarmut in dieser Stadt!
Auch das geht mit den GRÜNEN und deswegen rede ich auch nicht lange darüber, ob dieser Sondergemeinderat letzte Woche hätte stattfinden sollen oder heute. Das nutzt uns alles nichts. Was holen wir aus dem Ergebnis vom Sonntag heraus? Und es gibt nach wie vor für diese Stadt, diese Stadt kann am Sonntag auch noch gewonnen haben, wir müssen nicht nur auf ein Ergebnis schauen, die haben ja zum Glück nichts zum Sagen. Da gibt es wahrscheinlich irgendein freundliches oder unfreundliches Gespräch mit dem Herrn Bürgermeister, das war es dann und dann treten wir alle in Verhandlungen ein. Ich hoffe, dass Sie den Mut haben, das braucht es, es braucht Mut, um mit den GRÜNEN zu arbeiten und es kann sein, aber Sie werden auch genügend Mutige finden bei Ihnen. (Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung.) Seien wir mutig, weil alles andere ist diese Fadesse, die Ihnen allen und mir zum Hals heraushängt. Probieren wir es mit Rot-Grün und holen wir das Beste für diese Stadt heraus. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Es liegen mir drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, die ich nun zur Abstimmung bringe.

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Ablehnung von verpflichtender, gemeinnütziger Arbeit für Langzeitarbeitslose und BezieherInnen von Mindestsicherung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN so unterstützt und ist damit angenommen.

Der zweite Antrag betrifft die Beibehaltung der drei
zehnmaligen Auszahlung der Familienbeihilfe. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird gleichfalls von FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die erforderliche Mehrheit.

Und der dritte Antrag betrifft die Abschaffung des Kostenbeitrages für NächtigerInnen in den Nachtnotquartieren für Wohnungslose des Fonds Soziales Wien. Hier wird die Zuweisung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Sitzungsende um 10.12 Uhr.) 
